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Ortsübliche Bekanntgaben

Einladung zur 1. (5.) Sitzung des 
Verwaltungsausschusses

am Donnerstag, dem 05.09.2024, um 18:30 Uhr   
Rathaus, Ratssaal, Zi.-Nr. 1.16, 08371 Glauchau 

Tagesordnung

Ö� entlicher Teil:

1. Erö� nung
1.1 Bestimmung von zwei Ausschussmitgliedern zur Unterzeichnung 

der Niederschriften der Sitzung des Verwaltungsausschusses
2. Bekanntgaben und Informationen der Verwaltung
3.  Anfragen der Stadträte
4.  Einwohnerfragestunde
5.  Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuweisungen
5.1 Annahme von Spenden
 (Vorlagen-Nr.: 2024/137; beschließend)

Es schließt sich ein nicht ö� entlicher Teil an.

Marcus Steinhart
Oberbürgermeister ❏

Einladung zur 1. (5.) Sitzung des 
Technischen Ausschusses

am Montag, dem 09.09.2024, um 18:30 Uhr 
Rathaus, Ratssaal, Zi.-Nr. 1.16, 08371 Glauchau 

Tagesordnung

Ö� entlicher Teil:

1.  Erö� nung
1.1 Bestimmung von zwei Ausschussmitgliedern zur Unterzeichnung 

der Niederschriften des Technischen Ausschusses
2.  Bekanntgaben und Informationen der Verwaltung
3.  Anfragen der Stadträte
4.  Einwohnerfragestunde
5.  Ausnahmen von den Festsetzungen der Altstadtgestaltungssatzung
6.  Vergabe von Bauleistungen nach VOB/A für das Vorhaben 
 „Instandsetzung Bahnhofsgebäude Glauchau“ 
 Los 16 – Außenanlagen
 (Vorlagen-Nr.: 2024/120; beschließend)
7.  Instandsetzung der Teichkaskaden im Gründelpark
 (Vorlagen-Nr.: 2024/135; beschließend)

Es schließt sich ein nicht ö� entlicher Teil an.

Marcus Steinhart
Oberbürgermeister ❏

Einwohnerversammlung für das Stadtgebiet 
der Großen Kreisstadt Glauchau

Der Oberbürgermeister der Großen Kreisstadt Glauchau, Marcus Stein-
hart, lädt im Namen des Glauchauer Stadtrates sowie der Stadtverwal-
tung Glauchau alle Einwohnerinnen und Einwohner des Stadtgebietes 
Glauchau recht herzlich zu einer Einwohnerversammlung

am Dienstag, dem 10. September 2024, 18:00 Uhr

in das Stadttheater Glauchau, Theaterstraße 39 ein.

Für die Versammlung ist der folgende Ablauf vorgesehen:

1.  Begrüßung durch den Oberbürgermeister

2. Information durch den Planungsverband Region Chemnitz 
 zum Raumordnungsplan Wind 
 Es sind Informationen zu folgenden Themen vorgesehen: 

•  gesetzlicher Auftrag zur Festlegung von Gebieten für die Nutzung 
  von Windenergie in der Region Chemnitz 

•  Verfahren zur Planung von zukünftig möglichen Standorten von 
  Windenergieanlagen

•  Ziele des Raumordnungsplanes Wind 

3.  Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern

Im Rahmen der Versammlung haben die anwesenden Einwohnerinnen 
und Einwohner die Möglichkeit, Anfragen oder Anliegen an den Ober-
bürgermeister sowie die Stadträtinnen und Stadträte zu richten.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen. ❏

Ö� entliche Bekanntmachungen

Termine e-Amtsblatt Glauchau – 
2. Halbjahr 2024

Erscheinungstermin  Redaktionsschluss

   August
Donnerstag, 01.08.2024  Mittwoch, 24.07.2024 
Donnerstag, 29.08.2024  Mittwoch, 21.08.2024

   September   
Donnerstag, 19.09.2024  Mittwoch, 11.09.2024 
Dienstag, 24.09.2024  Montag, 16.09.2024

   Oktober 
Donnerstag, 17.10.2024  Mittwoch, 09.10.2024 
Montag, 28.10.2024  Freitag, 18.10.2024

   November
Donnerstag, 14.11.2024  Mittwoch, 06.11.2024 
Montag, 25.11.2024  Mittwoch, 13.11.2024

   Dezember
Donnerstag, 05.12.2024  Mittwoch, 27.11.2024 

Änderungen vorbehalten! ❏
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Ö� entliche Bekanntmachungen
Information der Überlandwerke Glauchau GmbH 
– Jahresabschluss 2023 –

Der von der Geschäftsführung aufgestellte 
Jahresabschluss zum 31.12.2023 und der La-
gebericht für das Geschäftsjahr 2023 sind von 
der DONAT WP GmbH Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, geprüft und mit dem folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des 
Wirtschaftsprüfers versehen worden:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Überlandwerke Glauchau GmbH, 
Glauchau

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Überland-
werke Glauchau GmbH, Glauchau, – bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Be-
wertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der Überlandwerke 
Glauchau GmbH, Glauchau, für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 
geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•  entspricht der beigefügte Jahresabschluss 

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2023 und

•  vermittelt der beigefügte Lagebericht ins-
gesamt ein zutre� endes Bild von der Lage 
der Gesellschaft. In allen wesentlichen Be-
langen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutre� end dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deut-
schen Berufsp� ichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Au� assung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung 
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutre� endes Bild 
von der Lage der Gesellschaft vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutre� end darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-
teme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-
bringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutre� endes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutre� end darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-
stellungen können aus dolosen Handlungen 
oder Irrtümern resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerwei-
se erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beein� ussen.
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Der von der Geschäftsführung aufgestellte 
Jahresabschluss zum 31.12.2023 und der La-
gebericht für das Geschäftsjahr 2023 sind von 
der DONAT WP GmbH Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, geprüft und mit dem folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des 
Wirtschaftsprüfers versehen worden:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Stadtwerke Glauchau Dienstleistungs-
gesellschaft mbH, Glauchau

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwer-
ke Glauchau Dienstleistungsgesellschaft mbH, 
Glauchau, – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der Stadtwer-
ke Glauchau Dienstleistungsgesellschaft mbH, 
Glauchau, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•  entspricht der beigefügte Jahresabschluss 

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2023 und

Während der Prüfung üben wir p� ichtgemä-
ßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus

•  identi� zieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund 
von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass aus dolosen Handlungen resultieren-
de wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 
dass aus Irrtümern resultierende wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-
ner Kontrollen beinhalten können.

•  gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungs-
urteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.

•  beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte 
und damit zusammenhängenden Angaben.

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verp� ichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lage-
bericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modi� zieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

•  beurteilen wir Darstellung, Aufbau und 
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 
einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt.

•  beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

•  führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender ge-
eigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-

kunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung so-
wie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.

Dresden, den 29. Mai 2024

DONAT WP GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Donat
Wirtschaftsprüfer“

Die Gesellschafter haben den Jahresabschluss 
der Überlandwerke Glauchau GmbH festge-
stellt und den Beschluss über die Verwendung 
des Ergebnisses getro� en. Der zu verö� entli-
chende Teil des Jahresabschlusses wird in den 
Geschäftsräumen der Überlandwerke Glau-
chau GmbH, Sachsenallee 65, 08371 Glauchau 
in der Zeit vom 02.09. bis 06.09.2024 zu den 
folgenden Geschäftszeiten:

Montag  08:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag  08:00 bis 18:00 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 08:00 bis 16:00 Uhr
Freitag  08:00 bis 12:00 Uhr 
ö� entlich ausgelegt. 

Glauchau, 20.08.2024

Torsten Meyer
Geschäftsführer ❑

Information der Stadtwerke Glauchau Dienstleistungsgesellschaft mbH
– Jahresabschluss 2023 –
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•  vermittelt der beigefügte Lagebericht ins-
gesamt ein zutre� endes Bild von der Lage 
der Gesellschaft. In allen wesentlichen Be-
langen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutre� end dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-
tigungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
p� ichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Au� assung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 
der den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung 
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 

die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-
ren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutre� endes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutre� end darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozes-
ses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht ins-
gesamt ein zutre� endes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
tre� end darstellt, sowie einen Bestätigungs-
vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht be-
inhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich 

angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresab-
schlusses und Lageberichts getro� enen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beein� ussen.

Während der Prüfung üben wir p� ichtgemä-
ßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus

•  identi� zieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund 
von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass aus dolosen Handlungen resultieren-
de wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 
dass aus Irrtümern resultierende wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-
ner Kontrollen beinhalten können.

•  gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungs-
urteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.

 •  beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte 
und damit zusammenhängenden Angaben.

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verp� ichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lage-
bericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modi� zieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 
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der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

•  beurteilen wir Darstellung, Aufbau und 
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 
einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt.

•  beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

•  führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender ge-
eigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-
kunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung so-
wie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche 
Anforderungen

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der 
Rechnungslegungsp� ichten nach § 6b Abs. 3 
EnWG und § 3 Abs. 4 MsbG

Prüfungsurteile

Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre 
P� ichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG 
und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung ge-
trennter Konten für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 ein-
gehalten hat. Darüber hinaus haben wir die 
Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten Elekt-
rizitätsverteilung, Gasverteilung und Messstel-
lenbetrieb nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG und 

§ 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG – bestehend jeweils aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 
sowie den im Anhang beigefügten Angaben zu 
den Rechnungslegungsmethoden für die Auf-
stellung der Tätigkeitsabschlüsse – geprüft.

•  Nach unserer Beurteilung wurden die P� ich-
ten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und 
§ 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrenn-
ter Konten in allen wesentlichen Belangen 
eingehalten.

•  Nach unserer Beurteilung aufgrund der 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entsprechen die beigefügten Tätigkeits-
abschlüsse in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 
3 Sätze 5 bis 7 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der 
P� ichten zur Führung getrennter Konten und 
der Tätigkeitsabschlüsse in Übereinstimmung 
mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung des IDW 
Prüfungsstandards: Prüfung nach § 6b Energie-
wirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n.F. (07.2021)) 
durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Vorschrif-
ten und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-
wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
der Einhaltung der Rechnungslegungsp� ich-
ten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG“ weitergehend beschrieben. 

Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufsp� ichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir wenden als Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft die Anforderun-
gen des IDW Qualitätssicherungsstandards: 
Anforderungen an die Qualitätssicherung in 
der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) an. 
Wir sind der Au� assung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungs-
legungsp� ichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 
3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für die Einhaltung der 
Rechnungslegungsp� ichten nach § 6b Abs. 3 
EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Einhaltung der P� ichten nach § 6b Abs. 
3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
zur Führung getrennter Konten. Die gesetzli-
chen Vertreter sind auch verantwortlich für die 
Aufstellung der Tätigkeitsabschlüsse nach den 

deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 
bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie als notwendig erachtet haben, um 
die P� ichten zur Führung getrennter Konten 
einzuhalten. 

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
für die Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im 
Abschnitt „Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter für den Jahresabschluss und den La-
gebericht“ hinsichtlich des Jahresabschlusses 
beschriebenen Verantwortung mit der Aus-
nahme, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss 
kein unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Tätigkeit zu vermitteln braucht.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung der Einhaltung der Rechnungsle-
gungsp� ichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und 
§ 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen,

•  ob die gesetzlichen Vertreter ihre P� ichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter 
Konten in allen wesentlichen Belangen ein-
gehalten haben und

•  ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesent-
lichen Belangen den deutschen Vorschrif-
ten des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und § 
3 Abs. 4 Satz 2 MsbG entsprechen.

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen 
Vermerk in den Bestätigungsvermerk aufzu-
nehmen, der unsere Prüfungsurteile zur Ein-
haltung der Rechnungslegungsp� ichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
beinhaltet.

Die Prüfung der Einhaltung der P� ichten nach 
§ 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten 
umfasst die Beurteilung, ob die Zuordnung der 
Konten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 Sät-
ze 1 bis 4 EnWG sowie nach § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt 
ist und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet 
wurde.

Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tä-
tigkeitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ hinsichtlich des Jahresabschlusses 
beschriebenen Verantwortung mit der Aus-
nahme, dass wir für den jeweiligen Tätigkeits-
abschluss keine Beurteilung der sachgerechten 
Gesamtdarstellung vornehmen können.
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Dresden, den 29. Mai 2024

DONAT WP GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Donat
Wirtschaftsprüfer“

Die Gesellschafter haben den Jahresabschluss 
der Stadtwerke Glauchau Dienstleistungsge-

sellschaft mbH festgestellt und den Beschluss 
über die Verwendung des Ergebnisses getrof-
fen. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 
werden in den Geschäftsräumen der Stadtwer-
ke Glauchau Dienstleistungsgesellschaft mbH, 
Sachsenallee 65, 08371 Glauchau in der Zeit 
vom 02.09. bis 06.09.2024 zu den folgenden 
Geschäftszeiten: 
Montag  08:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag  08:00 bis 18:00 Uhr

Mittwoch geschlossen
Donnerstag 08:00 bis 16:00 Uhr
Freitag  08:00 bis 12:00 Uhr 
ö� entlich ausgelegt. 

Glauchau, 20.08.2024

Torsten Meyer
Geschäftsführer ❑

Der von der Geschäftsführung aufgestellte 
Jahresabschluss zum 31.12.2023 und der La-
gebericht für das Geschäftsjahr 2023 sind von 
der DONAT WP GmbH Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, geprüft und mit dem folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des 
Wirtschaftsprüfers versehen worden:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Stadtbau- und Wohnungsverwaltung 
GmbH Glauchau, Glauchau

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtbau- 
und Wohnungsverwaltung GmbH Glauchau, 
Glauchau, – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem An-
hang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Stadtbau- und Wohnungsverwaltung GmbH 
Glauchau, Glauchau, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

•  entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie 
ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

•  vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutre� endes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutre� end dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-
tigungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
p� ichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Au� assung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und da-
für, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen 

(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung 
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-
ren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutre� endes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutre� end darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht ins-
gesamt ein zutre� endes Bild von der Lage der 

Information der Stadtbau und Wohnungsverwaltung GmbH Glauchau
– Jahresabschluss 2023 –
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Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
tre� end darstellt, sowie einen Bestätigungs-
vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht be-
inhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresab-
schlusses und Lageberichts getro� enen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beein� ussen.

Während der Prüfung üben wir p� ichtgemä-
ßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus

•  identi� zieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund 
von dolosen Handlungen oder Irrtümern, 
planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass aus dolosen Handlungen resultieren-
de wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 
dass aus Irrtümern resultierende wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-
ner Kontrollen beinhalten können.

•  gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten 

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungs-
urteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.

•  beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte 
und damit zusammenhängenden Angaben.

•  ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verp� ichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lage-
bericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modi� zieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

•  beurteilen wir Darstellung, Aufbau und 
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt 
einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt.

•  beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

•  führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender ge-
eigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zu-
kunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung so-
wie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“

Dresden, den 29. Mai 2024

DONAT WP GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Donat
Wirtschaftsprüfer“

Die Gesellschafter haben den Jahresabschluss 
der Stadtbau und Wohnungsverwaltung 
GmbH Glauchau festgestellt und den Beschluss 
über die Verwendung des Ergebnisses getrof-
fen. Der zu verö� entlichende Teil des Jahres-
abschlusses wird in den Geschäftsräumen der 
Stadtbau und Wohnungsverwaltung GmbH 
Glauchau, Sachsenallee 65, 08371 Glauchau 
in der Zeit vom 02.09. bis 06.09.2024 zu den 
folgenden Geschäftszeiten: 

Montag  08:00 bis 12:00 Uhr
Dienstag  08:00 bis 18:00 Uhr
Mittwoch geschlossen
Donnerstag 08:00 bis 16:00 Uhr
Freitag  08:00 bis 12:00 Uhr 
ö� entlich ausgelegt. 

Glauchau, 20.08.2024

Torsten Meyer
Geschäftsführer ❑
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Satz: Mugler Druck und Verlag GmbH, Gewerbering 8, 09337 Hohenstein-Ernstthal, OT Wüstenbrand

Für die Agricola 08371 Glauchau Limited, BN20 7NS Eastbourne East 
Sussex, Großbritannien (O.GUERN., JERS. U.I MAN), Garden House O�  ces 
11, Milnthorpe Road liegt in der Stadtverwaltung Glauchau, Zimmer 
3.10, Markt 1, 08371 Glauchau ein Schriftstück vom 25.07.2024 mit dem 
Kassenzeichen: M2024046100344-00018415 zur Einsicht vor.

Durch Aushang dieser Benachrichtigung an der allgemeinen Aushang-
stelle der Stadt Glauchau im Eingangsbereich zum Ratshof – Informa-
tionssäule im Atrium, Markt 1, gemäß § 4 Abs. 1 Gesetz zur Regelung des 
Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) i. V. m. § 10 Verwaltungszustellungs-
gesetz (VwZG) werden die oben bezeichneten Schriftstücke ö� entlich 
zugestellt.

Tag des Aushangs der Benachrichtigung:  29.08.2024
Tag der Abnahme der Benachrichtigung:  13.09.2024

Die Verö� entlichung der Benachrichtigung im Amtsblatt der Stadt 
Glauchau erfolgt zeitgleich mit dem Tag des Aushangs. Die ö� entliche 

Zustellung ist notwendig, da der gegenwärtige Aufenthaltsort des Emp-
fängers unbekannt ist und trotz geeigneter Nachforschung bisher nicht 
festgestellt werden konnte.

Das Schriftstück kann in der Stadtverwaltung Glauchau, Zimmer 3.10, 
Markt 1, 08371 Glauchau zu den Sprechzeiten eingesehen und abgeholt 
werden.

Montag:  09:00 – 12:00 Uhr
Dienstag:  09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr
Donnerstag: 09:00 – 12:00 Uhr
Freitag:  09:00 – 12:00 Uhr

Es wird darauf hingewiesen, dass das vorstehend näher bezeichne-
te Schriftstück an dem Tag als zugestellt gilt, an dem seit dem Tag des 
Aushängens zwei Wochen verstrichen sind. Durch diese ö� entliche 
Zustellung der Schriftstücke können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.  ❏

Laufende Ausschreibungen der Stadtverwaltung Glauchau nach VOB/A bzw. VOL/A

Über laufende Ausschreibungen informieren Sie sich über die Internet-Präsentation der Großen Kreisstadt Glauchau unter 
www.glauchau.de/ausschreibungen.  ❏

Ö� entliche Zustellungen

Für Herrn Johannes Abrahams, zuletzt wohnhaft in den Niederlanden, 
Nieuwe Prinsenkade 5, 4811 VC BREDA, liegt in der Stadtverwaltung 
Glauchau, Zimmer 3.10, Markt 1, 08371 Glauchau ein Schriftstück vom 
25.07.2024 mit dem Kassenzeichen: M2024046100109-00005247 zur 
Einsicht vor.

Durch Aushang dieser Benachrichtigung an der allgemeinen Aushang-
stelle der Stadt Glauchau im Eingangsbereich zum Ratshof – Informa-
tionssäule im Atrium, Markt 1, gemäß § 4 Abs. 1 Gesetz zur Regelung des 
Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) i. V. m. § 10 Verwaltungszustellungsge-
setz (VwZG) wird das oben bezeichnete Schriftstück ö� entlich zugestellt.

Tag des Aushangs der Benachrichtigung:  29.08.2024
Tag der Abnahme der Benachrichtigung:  13.09.2024

Die Verö� entlichung der Benachrichtigung im Amtsblatt der Stadt 
Glauchau erfolgt zeitgleich mit dem Tag des Aushangs. Die ö� entliche 

Zustellung ist notwendig, da der gegenwärtige Aufenthaltsort des Emp-
fängers unbekannt ist und trotz geeigneter Nachforschung bisher nicht 
festgestellt werden konnte.

Das Schriftstück kann in der Stadtverwaltung Glauchau, Zimmer 3.10, 
Markt 1, 08371 Glauchau zu den Sprechzeiten eingesehen und abgeholt 
werden.

Montag:  09:00 – 12:00 Uhr
Dienstag:  09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr
Donnerstag: 09:00 – 12:00 Uhr
Freitag:  09:00 – 12:00 Uhr

Es wird darauf hingewiesen, dass das vorstehend näher bezeichne-
te Schriftstück an dem Tag als zugestellt gilt, an dem seit dem Tag des 
Aushängens zwei Wochen verstrichen sind. Durch diese ö� entliche 
Zustellung des Schriftstückes können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. ❏

Ö� entliche Zustellung gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz 

Ö� entliche Zustellung gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz 


